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 Änderung der Verordnung zum Personalgesetz vom 17. November 1999 (SG 162.110) 

 

geltende Regelung vorgeschlagene Änderung  
§ 1 Gegenstand und Geltungsbereich  
1 In dieser Verordnung werden in Ausführung des Personalgesetzes fol-
gende Bereiche geregelt:  
a) Anstellung 
b) Nebenämter 
c) Massnahmen 
d) Bewährungsfrist 
e) Abfindung 
f) Personalrekurskommission 
 

§ 1 Gegenstand und Geltungsbereich  
1 In dieser Verordnung werden in Ausführung des Personalgesetzes fol-
gende Bereiche geregelt:  
a) Anstellung 
b) Nebenämter 
c) Massnahmen 
d) Bewährungsfrist 
dbis) Kündigung 
e) Abfindung 
f) Personalrekurskommission 
 

§ 3 Anstellungsbehörden  
1 Der Regierungsrat ist Anstellungsbehörde für alle einer Departements-
vorsteherin bzw. einem Departementsvorsteher direkt unterstellten Funk-
tionen sowie für nachfolgende, spezielle Funktionen:  

a) Vizestaatsschreiberin oder Vizestaatsschreiber  
b) in § 13 Abs. 1 der Verordnung über die Sicherstellung der Regierungs- 

und Verwaltungstätigkeit in besonderen und ausserordentlichen Lagen 
vom 27. Juni 2006 genannten Funktionen. 

§ 3 Anstellungsbehörden  
1 Der Regierungsrat ist Anstellungsbehörde für alle einer Departements-
vorsteherin oder einem Departementsvorsteher direkt unterstellten Funkti-
onen sowie der für nachfolgende, spezielle Funktionen:  

a) Vizestaatsschreiberin oder des Vizestaatsschreibers. 
b) in § 13 Abs. 1 der Verordnung über die Sicherstellung der Regierungs- 

und Verwaltungstätigkeit in besonderen und ausserordentlichen Lagen 
vom 27. Juni 2006 genannten Funktionen. 

 

 § 4a Probezeit bei verwaltungsinternem Stellenwechsel 
1 Bei einem Stellenwechsel innerhalb der kantonalen Verwaltung kann im 
Anstellungsvertrag eine Probezeit vereinbart werden: 
a) wenn Mitarbeitende die Stelle freiwillig wechseln; 
b) wenn Auszubildende nach Abschluss der Ausbildung unbefristet an-

gestellt werden; 
c) wenn Praktikantinnen und Praktikanten nach Abschluss eines Prakti-

kums unbefristet angestellt werden. 
2 Für die Probezeit nach Abs. 1 lit. a gelten die Kündigungsfristen gemäss 
§ 28 des Personalgesetzes. 
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 § 4b Probezeit nach Eingliederungsmassnahmen 
1 Erfolgt nach der Absolvierung einer Eingliederungsmassnahme eine öf-

fentlich-rechtliche Anstellung, kann im Anstellungsvertrag eine Probezeit 
vereinbart werden. 
 

 § 8b Arbeitskleidung 
1 Den Mitarbeitenden werden je nach Funktion und Aufgabe die für die 
berufliche Aufgabenerfüllung erforderliche Schutzkleidung sowie die vor-
geschriebenen Uniformen zur Verfügung gestellt oder entschädigt. 
2 Die Mitarbeitenden haben für das Tragen von Zivilkleidung nur dann An-
spruch auf eine angemessene Entschädigung: 
a) wenn die Kleidung wegen der besonderen Arbeit ausserordentlich 

stark abgenutzt oder verschmutzt wird; 
b) wenn betreffend die Auswahl der Kleidung aufgrund von Vorgaben 

des Arbeitgebers keine Wahlfreiheit besteht und die Kleidung  zur pri-
vaten Nutzung ungeeignet ist; 

c) wenn während der Arbeit eine Uniform oder eine Schutzkleidung ge-
tragen werden muss, jedoch aufgrund von Vorgaben des Arbeitgebers 
für zeitlich befristete Einsätze Zivilkleidung zu tragen ist und diesbe-
züglich keine Wahlfreiheit besteht. 

3 Die Reinigung und Instandhaltung der Arbeitskleidung erfolgt grundsätz-
lich durch die Mitarbeitenden. 
4 Die Dienststellen können für ihre Bereiche ergänzende Regelungen er-
lassen. Diese unterliegen der Genehmigung durch die Departementsvor-
steherin oder den Departementsvorsteher. 
 

 § 8c Kostenvorschuss für Anwaltskosten 
1 Mitarbeitende, gegen die im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit von der 
Polizei oder der Staatsanwaltschaft ein Vorverfahren eingeleitet wird, kön-
nen den Arbeitgeber um einen Kostenvorschuss für die Anwaltskosten 
ersuchen. 
2 Zuständig zur Gewährung eines Kostenvorschusses ist bis zur Einstel-
lung des Vorverfahrens, dem Erlass eines Strafbefehls oder der Anklage-
erhebung die oder der Departementsvorstehende. Für die Periode danach 
entscheidet der Regierungsrat über die Gewährung von Rechtsschutz 
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gemäss § 15 des Personalgesetzes.  
3 Werden Mitarbeitende verurteilt, so haben sie den ihnen vom Arbeitge-
ber bezahlten Kostenvorschuss für Anwaltskosten vollständig zurückzu-
zahlen, sofern sie ihre Dienstpflichten vorsätzlich oder grobfahrlässig ver-
letzt haben. 
4 Die Mitarbeitenden haben den ihnen bezahlten Kostenvorschuss für An-
waltskosten zurückzuzahlen, wenn und soweit dieser und allfällige Leis-
tungen Dritter zusammen die entstandenen Gesamtkosten übersteigt. 
 

 IV. Versetzung gemäss § 12 Abs. 3 des Personalgesetzes 
 

 § 13a Betriebliches Erfordernis  
1 Eine Versetzung aus betrieblichen Gründen kann insbesondere dann 
angeordnet werden, wenn Mitarbeitende an der bisherigen Stelle nicht 
weiterbeschäftigt werden können: 
a) wegen einer Reorganisation; 
b) wegen eines vollständigen oder teilweisen Entfalls der gemäss Stel-

lenbeschreibung auszuübenden Aufgaben; 
c) wegen einer Veränderung des Anforderungsprofils der Stelle durch 

neue Vorschriften oder neue Aufgaben; 
d) wegen eines gestörten Betriebsklimas, welches die Sicherstellung des 

geordneten Vollzugs der Aufgaben beeinträchtigt. 
 

 Ebis Kündigung  
 

 § 15a Keine aufschiebende Wirkung 
1 Einem Rekurs gegen eine fristlose Kündigung gemäss § 32 des Perso-
nalgesetzes oder gegen eine Kündigung aufgrund schwerer Pflichtverlet-
zung gemäss § 30 Abs. 2 lit. d des Personalgesetzes kommt keine auf-
schiebende Wirkung zu.  
 

§ 21 Entzug oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
1 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Personalrekurskommission kann 
auf Antrag einer Partei die aufschiebende Wirkung des Rekurses entzie-
hen oder die von der Anstellungsbehörde entzogene aufschiebende Wir-

§ 21 Entzug oder Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
1 Die Präsidentin bzw. der Präsident der Personalrekurskommission kann 
auf Antrag einer Partei die aufschiebende Wirkung des Rekurses entzie-
hen oder bzw. die von der Anstellungsbehörde oder gemäss dieser Ver-
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kung wieder herstellen. 
 

ordnung entzogene aufschiebende Wirkung wieder herstellen. 
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